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Vorwort 
 
Dem Anspruch moderner Verwaltung folgend, steht für die Hochschulverwaltung der 
Dienstleistungsgedanke mit hoher Servicequalität im Vordergrund. Ihr Ziel ist die ständige 
Verbesserung der Qualität der Dienstleistungen für die Wissenschaft.  
 
Mit dieser Geschäftsordnung sollen komplexe Verfahren durch klare Zuständigkeiten Ver-
einfachung erfahren und eine Vereinheitlichung der Arbeitsabläufe ermöglichen.  
 
Den Ansprüchen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an ihre Führungskräfte soll Rech-
nung getragen werden. Die Führungskräfte verpflichten sich, auf der Grundlage der im 
Januar 2010 vereinbarten Führungsleitsätze zu handeln.  
 
Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter tragen durch Ihre Arbeit, ihr persönliches Verhalten 
und ihren Einsatz dazu bei, die Qualität der Dienstleistungen ständig zu verbessern. 
 
Es ist eine hohe Kooperations- und Dialogbereitschaft auf allen Seiten vorhanden. Fach- 
liche Kompetenz und Flexibilität sind dafür wichtige Voraussetzungen. 
 
 
§ 1 Aufgabe der Hochschulverwaltung 

 
Die Hochschulverwaltung sorgt nach dem Hochschulgesetz für die Erfüllung der 
Aufgaben der Hochschule in Planung, Verwaltung und Rechtsangelegenheiten.  
Sie achtet auf die wirtschaftliche Verwendung der Haushaltsmittel und auf die  
wirtschaftliche Nutzung der Hochschuleinrichtungen. Sie nimmt die Verwaltungsan-
gelegenheiten der Hochschulorgane und -gremien wahr und unterstützt hierbei ins-
besondere die Mitglieder des Rektorats sowie die Dekaninnen und Dekane bei  
ihren Aufgaben.  
 
 

§ 2 Aufbau und Geschäftsverteilung 
 
(1) Die Hochschulverwaltung gliedert sich in die Dezernate: 

•  Hochschulentwicklungsplanung (HSPL), 
•  Studierendenservice, Akademische und hochschulpolitische  

Angelegenheiten (Stud), 
•  Personal & Organisation (P&O), 
•  Gebäudemanagement (GM), 
•  Wirtschaft & Finanzen (W&F) 
sowie die Stabsstellen: 

•  Geschäftsstelle des Kanzlers & Controlling,  
•  Justitiariat, 
•  Arbeitssicherheit & Umweltschutz. 

 
(2) Die konkreten Zuständigkeiten der einzelnen Bereiche ergeben sich aus dem 

Geschäftsverteilungsplan, der in geeigneter Weise zu veröffentlichen ist.  
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§ 3 Projektarbeit 
 
Zur Erledigung komplexer, zeitlich begrenzter Vorhaben können Projektgruppen 
eingerichtet werden. Ziel, Leitung und Dauer des Projekts sowie Kompetenzen sind 
festzulegen und in geeigneter Weise bekannt zu machen. 

 
 
§ 4 Führung 
 

(1) Die Führungskräfte der Verwaltung handeln nach den Grundsätzen der Füh-
rungsleitsätze (siehe Anlage).  

 
(2) Sie treffen sich zu regelmäßigen Besprechungen und stimmen sich bei der 

Aufgabenerledigung ab, soweit es erforderlich ist.  
 
 

§ 5 Rektorat und Kanzlerin oder Kanzler 
 
(1) Das Rektorat leitet die Hochschule. Es hat dafür Sorge zu tragen, dass die 

Hochschule ihre Aufgaben bestmöglich erfüllt. Als Mitglied des Rektorats ob-
liegt der Kanzlerin oder dem Kanzler die Bewirtschaftung der Haushaltsmittel.  

 
(2) Die Kanzlerin oder der Kanzler leitet die Hochschulverwaltung. Sie oder er ist 

Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter der Hochschulverwaltung.  

 
(3) Die Kanzlerin oder der Kanzler koordiniert die Verwaltungsbereiche und legt in 

Abstimmung mit deren Leiterinnen und Leitern die Ziele der Hochschulver- 
waltung fest. Sie oder er  
a) trifft die organisatorischen und personellen Vorkehrungen für die ordnungs- 

gemäße Erledigung der Aufgaben der Hochschulverwaltung, 
b) achtet auf die Einhaltung der Beteiligungspflichten und sorgt für die Einheit- 

lichkeit des Handelns der Verwaltung,  
c) stellt sicher, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über Angelegenhei-

ten von genereller Bedeutung regelmäßig unterrichtet werden,  
d) entscheidet in Angelegenheiten von allgemeiner und besonderer Bedeu-

tung sowie in übergreifenden Zusammenhängen, 
e) entscheidet über die Organisationsstruktur der Verwaltung und damit über 

die Geschäftsverteilung und erlässt diese Geschäftsordnung.  
 
 

§ 6 Dezernate und Stabsstellen 
 
(1) Die Dezernate werden von den Dezernentinnen und Dezernenten geleitet.  

Die Dezernentinnen und Dezernenten sind Vorgesetzte der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ihres Dezernates. Sie tragen die Verantwortung für die sach- 
gerechte, wirtschaftliche und reibungslose Wahrnehmung der Aufgaben in  
ihrem Zuständigkeitsbereich und wirken auf eine möglichst gleichmäßige Aus- 
lastung des ihnen zugeordneten Personals hin.  
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(2) Angelegenheiten von besonderer Schwierigkeit oder mit deren Bearbeitung  
sie von der Kanzlerin oder dem Kanzler persönlich beauftragt worden sind, 
bearbeiten sie selbst. Sie können im Einzelfall wichtige Angelegenheiten zur 
Bearbeitung an sich ziehen oder sich Entscheidungen vorbehalten. Sie sorgen 
dafür, dass Angelegenheiten immer einen ausgearbeiteten Entscheidungsvor-
schlag enthalten, wenn sie wegen ihrer besonderen Bedeutung der Rektorin 
oder dem Rektor oder der Kanzlerin oder dem Kanzler vorgelegt werden.  

 
(3) Die Regelungen der Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Stabsstellen 

der Kanzlerin oder des Kanzlers und deren Leitung. 
 
 

§ 7 Sachgebiete und Bereiche 
 
(1) Die Dezernate sind in Sachgebiete unterteilt. Bei Bedarf können Sachgebiete 

zu Hauptsachgebieten zusammengefasst werden. 
 
(2) Die Sachgebietsleiterinnen und Sachgebietsleiter sind für die Erledigung der 

Aufgaben ihres Bereiches verantwortlich. Sie regeln die Arbeitsabläufe in  
ihrem Sachgebiet selbständig und nehmen innerhalb ihres Sachgebietes die 
Vorgesetztenfunktion wahr. Wichtige und schwierige Angelegenheiten bearbei-
ten sie selbst. 

 
(3) Die Stabsstellen der Kanzlerin oder des Kanzlers sind in Bereiche unterteilt. 

Sie können von einer Koordinatorin oder einem Koordinator geleitet werden. 
Im Übrigen gilt die Regelung des Absatzes 2 entsprechend. 

 
 

§ 8 Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
 
(1) Die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter nehmen die ihnen im Geschäfts- 

verteilungsplan zugewiesenen Aufgaben wahr. Diese Aufgaben werden ihnen 
nach Maßgabe ihres Dienst- und Arbeitsverhältnisses möglichst zur selb- 
ständigen und eigenverantwortlichen Bearbeitung übertragen. Sie sind für die 
ordnungsgemäße und fristgerechte Bearbeitung der Angelegenheiten verant- 
wortlich und bereiten sie gegebenenfalls unterschriftsreif vor.  

 
(2) Innerhalb eines Sachgebietes können Sachbearbeiterinnen und Sachbearbei-

ter zu Funktions- oder Servicegruppen zusammengefasst werden. Sie werden 
von einer Hauptsachbearbeiterin oder einem Hauptsachbearbeiter koordiniert. 

 
 

§ 9 Vertretungen und Erreichbarkeit 
 
(1) Für den Fall der Abwesenheit ist für jeden Arbeitsplatz grundsätzlich eine 

Stellvertretung zu benennen. Diese Aufgabe wird in der Regel einer Sach-
bearbeiterin oder einem Sachbearbeiter aus dem gleichen Bereich übertragen, 
die oder der die Erledigung von wichtigen Aufgaben sicherstellt. 

 
(2) Die Kanzlerin oder der Kanzler bestimmt eine Dezernentin oder einen Dezer-

nenten zu ihrer oder seiner ständigen Vertretung. Ist die ständige Vertretung 
der Kanzlerin oder des Kanzlers verhindert, so regelt die Kanzlerin oder der 
Kanzler die Vertretung im Einzelfall.  
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(3) Die Vertretungsregelung gilt für die Dezernentinnen und Dezernenten, die 
Sachgebietsleiterinnen und Sachgebietsleiter, die Stabsstellenleiterinnen und  
-leiter und die Koordinatorinnen und Koordinatoren entsprechend. 

 
(4) Bei Abwesenheit vom Arbeitsplatz, die länger als einen Arbeitstag andauert,  

ist ein Anrufbeantworter einzuschalten oder eine Rufumleitung einzurichten. 
Gleichzeitig ist der Abwesenheitsassistent des verwendeten E-Mail-Pro- 
gramms zu aktivieren. Eine Nachricht über die voraussichtliche Dauer der  
Abwesenheit und gegebenenfalls eine Vertretung ist zu hinterlegen. 

 
(5) Während der Servicezeiten ist die Erreichbarkeit einer Ansprechpartnerin oder 

eines Ansprechpartners sicherzustellen. Im Übrigen gilt hier die Dienstverein-
barung zur gleitenden Arbeitszeit an der Universität Duisburg-Essen.  

 
 

§ 10 Beauftragte und Vertretungen 
 
Im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben sind Beauftragte und Vertretungen in Ver-
waltungsabläufe einzubeziehen. Dies sind insbesondere: 
 

•  die oder der behördliche Datenschutzbeauftragte, 
•  die Gleichstellungsbeauftragte, 
•  die oder der Beauftragte des Arbeitgebers für die Belange der  

Schwerbehinderten, 
•  die Vertrauensfrau oder der Vertrauensmann für Schwerbehinderte, 
•  die Soziale Ansprechpartnerin oder der Soziale Ansprechpartner, 
•  die Fachkraft für Arbeitssicherheit, 
•  die oder der Betriebsbeauftragte für Abfall, 
•  die oder der Strahlenschutzbevollmächtigte, 
•  die oder der Laserschutzbeauftragte, 
•  die Sicherheitsbeauftragten, 
•  die oder der Tierschutzbeauftragte, 
•  die Betriebsärztin oder der Betriebsarzt, 
•  die Personalräte. 

 
 

§ 11 Strukturen der Zusammenarbeit 
 
(1) Zur raschen und reibungslosen Erfüllung der Verwaltungsaufgaben arbeiten 

die Vorgesetzten mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie bereichs- 
übergreifend kooperativ und vertrauensvoll zusammen. Alle Beschäftigten er- 
bringen ihren Anteil an der Aufgabenerfüllung so gewissenhaft, zügig, zweck- 
mäßig und wirtschaftlich wie möglich. In geeigneten Bereichen sollen „Service-
Levels“ festgelegt werden.  
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(2) Vorgesetzte, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter informieren sich gegenseitig und 
regelmäßig umfassend über alle bedeutenden Belange, die ihren Arbeits- 
bereich betreffen. Im Rahmen von dienstlichen Notwendigkeiten berichten sie 
sich auch über darüber hinaus gehende übergreifende Angelegenheiten und 
Entscheidungen.  

 
(3) In jeder Organisationseinheit sollen regelmäßig Besprechungen stattfinden. 
 
(4) Über Besprechungen sind bei entsprechendem Wunsch der Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer von der einladenden Seite kurze Protokolle zu fertigen. Sie 
sollten Datum, Zeit und Ort, Teilnehmerinnen und Teilnehmer, den Bespre-
chungsgegenstand und gegebenenfalls Tagesordnungspunkte, Verantwort-
lichkeits- und Erledigungshinweise enthalten und den Beteiligten zeitnah zuge-
leitet werden. 

 
 

§ 12 Federführung und Beteiligung 
 
(1) Federführend ist der Bereich, der sachlich überwiegend für den Inhalt einer 

Angelegenheit zuständig ist. Die Federführung wird in der Regel mit der 
Postauszeichnung festgelegt. Der federführende Bereich legt eine Ansprech-
partnerin oder einen Ansprechpartner fest, der sich um alle mit der Angele-
genheit verbundenen Belange kümmert („One face to the customer“). Unstim-
migkeiten über die Federführung sind unverzüglich zwischen den Beteiligten 
oder gegebenenfalls auf Vorgesetztenebene zu klären.  

 
(2) Der federführende Bereich hat zu prüfen, ob und gegebenenfalls welche ande-

ren Bereiche zu beteiligen sind. Diese Bereiche sind unverzüglich über die 
Angelegenheit zu unterrichten.  

 
(3) Die Abstimmung der Bereiche erfolgt per E-Mail, mündlich oder per Mitzeich-

nung. Eine zur Mitzeichnung vorliegende Angelegenheit ist unverzüglich zu 
bearbeiten und weiterzuleiten. Die oder der Mitzeichnende übernimmt die Ver-
antwortung für die ihren oder seinen Bereich betreffende Aufgabe. Änderun-
gen oder Ergänzungen von Schreiben dürfen nur nach Zustimmung der feder-
führenden Stelle vorgenommen werden.  

 
(4) Bei regelmäßig wiederkehrenden Prozessen mit verschiedenen Beteiligungen 

sind Arbeitsablaufpläne zu fertigen und eine Federführung festzulegen.  
 
 

§ 13 Dienstweg 
 
(1) Die Vorlage von Vermerken und Schreiben zur Kenntnisnahme, Entscheidung 

oder Unterschrift an die Rektorin oder den Rektor und die Kanzlerin oder den 
Kanzler erfolgt grundsätzlich auf dem Dienstweg. Vorlagen an den Hochschul-
rat sind auf dem Dienstweg zwingend über die Kanzlerin oder den Kanzler zu 
geben. Der Dienstweg dient der Transparenz und Information aller an einer 
Angelegenheit Beteiligten. Dienstwege können gesondert festgelegt werden. 
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(2) In die Kommunikation zwischen den verschiedenen Organisationseinheiten 
oder Sachbearbeitungen sind Vorgesetzte nur einzubeziehen, wenn es ver-
langt wird oder zur Wahrnehmung ihrer Führungsaufgaben erforderlich ist.  

 
 

§ 14 Nutzung elektronischer Verfahren 
 
(1) In den Arbeitsabläufen sind bevorzugt elektronische Verfahren zu nutzen.  

E-Mails sind gegenüber der Briefpost vorrangig einzusetzen, soweit tech- 
nische, rechtliche und wirtschaftliche Gründe nicht entgegenstehen. 

 
(2) Stand und Entwicklung der Bearbeitung einer Angelegenheit müssen immer 

nachvollziehbar sein. Der Aufbau verwaltungsweit vorgehaltener elektroni-
scher Dokumenten- und Archivsysteme ist anzustreben. 

 
 

§ 15 Behandlung von Posteingängen 
 
(1) Posteingänge sind alle Dokumente, die an der Hochschule per E-Mail oder in 

Papierform eingehen.  
 
(2) E-Mails sind in der Regel täglich und auch wieder per E-Mail zu bearbeiten.  

E-Mails, die an einer unzuständigen Stelle eingehen, sind unverzüglich an die 
zuständige Stelle weiterzuleiten. 

 
(3) Posteingänge in Papierform werden von der Poststelle angenommen. Sie leitet 

sie an die zuständige Organisationseinheit weiter. Die Behandlung der Post- 
eingänge in der Poststelle ist durch Dienstanweisung geregelt. Die Dienstan-
weisung stellt sicher, dass Posteingänge unverzüglich der zuständigen Stelle 
zugeleitet werden. Bei Fristsachen sollten an die zuständige Stelle per Fax 
oder per E-Mail Vorab-Kopien erfolgen.  

 
(4) Die zuständige Stelle sichtet die Posteingänge unverzüglich und stellt sicher, 

dass eine Weitergabe durch Abwesenheit einer Mitarbeiterin oder eines Mitar-
beiters nicht verzögert wird. Fehlgeleitete Posteingänge sind sofort der zu-
ständigen Organisationseinheit zuzuleiten oder an den Absender zurückzu-
senden.  

 
(5) Bei Abgabe einer Angelegenheit an eine andere Stelle oder Behörde sollte  

eine Abgabenachricht erstellt werden. Eine Zwischennachricht sollte gegeben 
werden, wenn die Bearbeitung einer Angelegenheit nicht innerhalb von zwei 
Wochen nach Zugang an der Hochschule abgeschlossen werden kann. Darin 
sollte mitgeteilt werden, bis wann mit einer abschließenden Bearbeitung ge-
rechnet werden kann. Abgabe- und Zwischennachricht können auch mündlich, 
telefonisch und per E-Mail erfolgen und sind zu vermerken. 
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§ 16 Sicht- und Arbeitsvermerke 
 
(1) Für Sicht- und Arbeitsvermerke benutzen 

• die Rektorin oder der Rektor den Rotstift, 
• die Kanzlerin oder der Kanzler den Grünstift. 

 
(2) Sicht- und Arbeitsvermerke sind insbesondere 

• Farbstrich oder  
Namenszeichen = Kenntnis genommen 

• z. K. = zur Kenntnis 
• + = Schlusszeichnung vorbehalten 
• b. R. = bitte Rücksprache 
• b. A. = bitte Anruf 
• eilt = bevorzugt zu bearbeiten 
• sofort = vor allen anderen Vorgängen zu erledigen 
• Wv. = Wiedervorlage 
• z. w. V. = zur weiteren Veranlassung 
• z. V. = zum Vorgang 
• z. d. A. = zu den Akten 

 
 

§ 17 Rücksprachen 
 
(1) Rücksprachen sind in der Regel innerhalb von drei Arbeitstagen zu erledigen. 

Sie dienen der zügigen, kurzen Erörterung einer Angelegenheit mit erforder- 
lichen Arbeitshinweisen und dem Informationsaustausch. 

 
(2) Für die Rücksprache sind die die Angelegenheit betreffenden Unterlagen vor-

zuhalten. Die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter bereitet sich möglichst so vor, 
dass sie oder er den Sachverhalt kurz darstellt und einen Entscheidungs- oder 
Erledigungsvorschlag vortragen kann. Die Erledigung der Rücksprache ist zu 
vermerken. 

 
 

§ 18 Sachbearbeitung und Schriftverkehr 
 
(1) Die Reihenfolge und Art der Bearbeitung von Posteingängen richtet sich nach 

der Dringlichkeit und Wichtigkeit der Sache. Vorgesetzte können hierzu Vor-
gaben machen.  

 
(2) Für die Bearbeitung von Vorgängen ist stets die sachgerechte und wirtschaft-

lichste Erledigungsart zu wählen (mündlich, telefonisch, per E-Mail oder per 
Post, urschriftlich oder per Fax). Unklarheiten sollten telefonisch oder per  
E-Mail geklärt werden. Von jedem Schreiben ist ein Entwurf zu fertigen, der 
später zu den Akten zu nehmen ist.  
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(3) Fristen sind so zu setzen, dass eine sachgemäße Erledigung fristgerecht er-
folgen kann. Kann eine Frist nicht eingehalten werden, ist unter Angabe von 
Gründen rechtzeitig um Fristverlängerung zu ersuchen. Wiedervorlagen sind 
ebenfalls fristgerecht zu bearbeiten. 

 
(4) Die oder der Vorgesetzte ist zu informieren, wenn größere Arbeitsrückstände 

zu entstehen drohen. 
 
(5) Für externe Schreiben sind ausschließlich Briefbögen zu verwenden, die im 

Briefkopf die Bezeichnungen „Universität Duisburg-Essen - Die Rektorin“ oder 
„Universität Duisburg-Essen - Der Rektor“ oder „Universität Duisburg-Essen - 
Die Kanzlerin“ oder „Universität Duisburg-Essen - Der Kanzler“ enthalten. 

 
(6) In ein Schreiben gehören neben dem eigentlichen Text stets Angaben zu Ab-

sender, Betreff, Bezug und Anlagen. Dies gilt entsprechend für die Abfassung 
von E-Mails. 

 
(7) Schreiben sind in der Regel in Ich-Form zu formulieren. Sie sind höflich, 

knapp, verständlich, verbindlich und erschöpfend abzufassen. 
 
(8) Es ist eine geschlechtergerechte Verwaltungssprache anzuwenden, die dem 

Grundsatz der sprachlichen Gleichbehandlung von Frauen und Männern 
Rechnung trägt. Klammerausdrücke oder das sogenannte große Binnen-I  
(z. B. MitarbeiterIn) sind nicht zu verwenden.  

 
(9) Schriftstücke sollen von Vorgesetzten nur geändert werden, wenn es sachlich 

erforderlich ist. Ist die oder der Vorgesetzte der Meinung, die Vorlage solle in-
haltlich geändert oder ergänzt werden, so soll die Verfasserin oder der Verfas-
ser die Gelegenheit erhalten, ihre oder seine Auffassung persönlich gegenüber 
der oder dem Vorgesetzten zu vertreten.  

 
(10) Schreiben mit persönlichem oder vertraulichem Inhalt sind entsprechend zu 

kennzeichnen. 
 
 

§ 19 Unterzeichnung 
 
(1) Grundsätzlich unterzeichnet die Sachbearbeiterin oder der Sachbearbeiter das 

von ihr oder ihm verfasste Schriftstück selbst. Mit der Unterzeichnung über-
nimmt sie oder er die Verantwortung für die Beachtung der Zuständigkeit, die 
Form und den Inhalt des Schreibens und die Einhaltung gesetzlicher Vorgaben 
und interner Vorschriften. 

 
(2) Ein Schriftstück, das die Verfasserin oder der Verfasser nicht selbst unter-

zeichnet, versieht sie oder er mit Namenszeichen und Tagesdatum und gibt es 
dann auf dem Dienstweg zur Unterschrift. Die oder der Schlusszeichnende un-
terzeichnet den Entwurf ebenfalls mit Namenszeichen und das Original mit ih-
rem oder seinem vollen Namen. 
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(3) Bei der Unterzeichnung von Schriftstücken sind Delegationsverfügungen zu 
beachten. Für schriftliche Äußerungen in Angelegenheiten der Personalvertre-
tung gelten Sonderregelungen (§ 8 Abs. 1 LPVG NRW). Die Kanzlerin oder 
der Kanzler kann darüber hinaus allgemein oder in besonderen Fällen die 
Zeichnungsbefugnisse in jeder Organisationseinheit festlegen. 

 
(4) Es unterzeichnen: 

a) die Rektorin oder der Rektor mit ihrem oder seinem Namen ohne Zusatz, 
b) die Kanzlerin oder der Kanzler als Vertreterin oder Vertreter der Rektorin 

oder des Rektors mit dem Zusatz „Für die Rektorin“ oder „Für den Rektor“, 
c) die Kanzlerin oder der Kanzler mit ihrem oder seinem Namen ohne Zusatz, 
d) die Vertreterin oder der Vertreter der Kanzlerin oder des Kanzlers mit dem 

Zusatz „In Vertretung“, 
e) alle übrigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit dem Zusatz „Im Auftrag“. 

 
(5) Faksimilestempel können aus Vereinfachungsgründen benutzt werden.  
 
(6) E-Mails sind im Absender mit vollständiger Namens- und Adressangabe (Sig-

natur) zu versehen. 
 
 

§ 20 Aktenvermerke 
 
Über Gespräche, Auskünfte, Anordnungen oder sonstige für eine Angelegenheit re-
levante Informationen können Aktenvermerke angefertigt und zu den Unterlagen 
genommen werden. Sie sind so knapp wie möglich zu fassen. 
 
 

§ 21 Umgang mit Medien 
 
Für Auskünfte an Presse, Hörfunk und Fernsehen ist die Pressestelle der Hoch-
schule zuständig. Sie wird in Abstimmung mit den fachlich zuständigen Bereichen 
tätig. 
 
 

§ 22 In-Kraft-Treten 
 
Diese Geschäftsordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Verkün-
dungsblatt - Amtliche Mitteilungen der Universität Duisburg-Essen in Kraft.  

 
 

Duisburg und Essen, den 02. August 2010 
 
 

Der Kanzler 
der Universität Duisburg-Essen 

 
Dr. Rainer Ambrosy 
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         Duisburg-Essen, im Januar 2010 
 

VERWALTUNG DER UNIVERSITÄT DUISBURG-ESSEN 
 

UNSERE FÜHRUNGSLEITSÄTZE 
 

 
Im Bewusstsein unserer Verantwortung als Verwaltung der Universität Duisburg-Essen für den 
Erfolg unserer Hochschule und die Arbeitszufriedenheit ihrer Beschäftigten haben wir diese  
Führungsleitsätze vereinbart. Sie formulieren unser Verständnis von unseren Aufgaben und  
unserer Rolle in der Universität. Sie geben uns Orientierung und verpflichten uns, unsere Praxis 
dem Leitideal anzunähern. 
 
Wir unterstützen Forschung und Lehre. 
 
Als Verwaltung der Hochschule schaffen wir die sächlichen und organisatorischen Möglichkeiten 
für die Kernaufgaben Forschung und Lehre. Wir setzen die strategischen Ziele der Hochschul- 
leitung in die Praxis um. Aus den Zielen der Hochschule leiten wir die Ziele unserer Organisations-
einheit ab, formulieren und kommunizieren sie klar und sorgen für ihre Verwirklichung. Wir gestal-
ten aktiv und serviceorientiert die Zusammenarbeit, beraten fachkundig, normenkonform und  
lösungsorientiert. 
 
Wir organisieren effizient. 
 
Wir unterstützen die reibungslose und effiziente Erledigung der Aufgaben durch gute Organisation, 
eindeutige Zuständigkeiten und transparente Prozesse. Wir bauen die Nutzung der IT systema-
tisch aus. 
Wir überprüfen unsere Aufgaben kontinuierlich auf Sinnhaftigkeit, Erforderlichkeit, Dringlichkeit, 
Machbarkeit und Verbesserungsmöglichkeiten. Wir setzen Prioritäten und klären den erforder- 
lichen Ressourceneinsatz. Wir sichern die Aufgabenerfüllung und Arbeitsteilung durch Rückkoppe-
lungsprozesse ab und beachten Folgewirkungen für andere Aufgabenbereiche. Wir definieren 
Qualitätsziele für unsere Arbeit, überprüfen und bewerten kontinuierlich unsere Ergebnisse und 
messen sie an den Zielen. 
 
Wir führen mit Engagement. 
 
Wir Führungskräfte tragen die Verantwortung für die Leistungsfähigkeit der Verwaltung. Wir  
steuern und gestalten die Beziehungen und Prozesse, die die gemeinsame Arbeit ermöglichen. 
Durch unser Vorbild und Engagement schaffen wir Motivation. Wir beraten uns mit den anderen 
Führungskräften und unterstützen uns gegenseitig bei der Erfüllung unserer Aufgaben. Wir arbei-
ten an der Entwicklung unserer Fähigkeiten, reflektieren unser Führungsverhalten, bilden uns fort 
und holen den Rat und die Rückmeldung unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein. 
 
Wir führen mit Respekt und Wertschätzung. 
 
Wir begegnen unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit Wertschätzung, Offenheit und  
Respekt. Wir schützen ihre Rechte und fördern ihr Ansehen. Wir achten ihre Kompetenz,  
Erfahrung, Kreativität und Persönlichkeit. Die Unterschiedlichkeit unserer Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter erleben wir als Bereicherung. Wir wollen ihnen bei der Art und Menge der übertragenen 
Aufgaben gerecht werden. Wir geben den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zeitnah Rückmel- 
dungen zu ihrer Arbeit. Anerkennung guter Leistungen teilen wir ihnen mit, Fehler sprechen wir 
konstruktiv an. Beides nutzen wir, um gemeinsam daraus zu lernen. 
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Wir setzen auf Information und Beteiligung. 
 
Wir informieren unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aktiv, regelmäßig, zeitnah und umfassend 
über alles, was sie selbst, ihre Aufgaben und ihre Arbeitseinheit betrifft. Wir sorgen für regel- 
mäßige, effiziente und Beteiligung fördernde Besprechungen und vereinbaren wechselseitige  
Informationsflüsse. Dabei stellen wir sicher, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihr Wissen in 
Planungs- und Entscheidungsprozesse einbringen können.  
Wir übertragen unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern vertrauensvoll die jeweiligen Aufgaben, 
sorgen für die notwendigen Handlungsspielräume und geben ihnen eindeutige Entscheidungs- 
befugnisse. Wir treffen klare, nachvollziehbare und verbindliche Entscheidungen. 
 
Wir entfalten Potenziale. 
 
Wir schaffen Möglichkeiten Potenziale zu entfalten, Kompetenzen einzubringen und Neues zu  
lernen, sowohl am Arbeitsplatz als auch durch geeignete Fortbildungen. Wir setzen uns dafür ein, 
dass Leistung angemessen bezahlt und berufliche Entwicklung möglich gemacht wird. 
Wir tragen den Belangen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Rechnung und suchen nach  
Möglichkeiten zur Vereinbarung von Beruf und Familie. 
 
Wir fördern Gesundheit. 
 
Wir nehmen die Belastungen unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wahr, sorgen für ein gutes 
Arbeitsmilieu und übernehmen unseren Teil der Verantwortung für das gesundheitliche Wohl- 
befinden unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 
Wir haben Vertrauen. 
 
Unser Ziel ist, dass sich alle gemeinsam - Führungskräfte wie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter -  
für das Arbeitsklima und den Erfolg verantwortlich fühlen. Wir setzen auf die Bereitschaft aller, 
durch ihre Arbeit, ihr persönliches Verhalten und die gegenseitige Hilfe zum Gelingen beizutragen. 
Gute Führung gelingt nur gemeinsam. Dies gilt über alle Hierarchieebenen und Dezernatsgrenzen 
hinweg. Wir vertrauen auf die Unterstützung aller und bieten sie allen an. 
 
 
 
 


